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A. Bericht des Abgeordneten Heide 


1. Allgemeines 

Die Bundesregierung hat am 3. Juli 1959 dem | 
Deutschen Bundestag den Entwurf eines Zwölften 
Gesetzes zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes i 
— - Drucksache 1209 — vorgelegt. Der Entwurf wurde 1 
vom Deutschen Bundestag in der 81. Sitzung am | 
14. Oktober 1959 bei der ersten Beratung dem Aus- : 
schuß für den Lastenausgleich überwiesen. Der j 
Ausschuß hat den Entwurf in seiner 17. und 18. Sit- ; 
zung am 9. Dezember 1959 und am 24. März 1960 
erörtert und in der 19. Sitzung am 12. Mai 1960 ab- ' 
schließend beraten. i 

Der Entwurf enthielt ausschließlich Änderungs- i 
Vorschläge zu den Vorschriften der Hypotheken- ■ 
gewinnabgabe. Weitere Änderungsvorschläge zur ' 
Hypothekengewinnabgabe, die in dem von der Bun- ' 
desregierung vorgelegten Entwurf eines Gesetzes | 
über den Abbau der Wohnungszwangswirtschaft und j 
über ein soziales Mietrecht (Artikel XI Nr. 5) — ' 
Drucksache 1234 — enthalten waren, sind deshalb | 
vom Ausschuß auf Wunsch des für die Beratung ; 
der Drucksache 1234 zuständigen Ausschusses für 
Wohnungswesen, Bau- und Bodenrecht und unter 
Zustimmung der Bundesregierung aufgenommen und 
in den vorliegenden Entwurf eingebaut worden 
(vgl. Artikel I § 1 Nr. 2, 3, 4, 8 und 13 des Ent- 
wurfs). 


Darüber hinaus hat der Ausschuß in seiner 19. 
Sitzung auch den von der Fraktion der CDU/CSU 
eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Lastenausgleichsgesetzes — Drucksache 1814 — , 
der vom Deutschen Bundestag in der 113. Sitzung 
am 6. Mai 1960 dem Ausschuß für den Lastenaus- 
gleich und dem Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO 
überwiesen worden war, beraten. Der Antrag 
Drucksache 1814 verfolgte einige dringende Ände- 
rungen der §§ 267 und 269 LAG, also der Leistungs- 
seite des Lastenausgleichsrechts. Obwohl der ur- 
sprüngliche Entwurf eines Zwölften Gesetzes zur 
Änderung des Lastenausgleichsgesetzes nur die 
Hypothekengewinnabgabe, also die Abgabenseite 
des Lastenausgleichsrechts berührte, entschloß sich 
der Ausschuß wegen der Eilbedürftigkeit der Ände- 
rungen der §§ 267 und 269 LAG dazu, den Antrag 
Drucksache 1814 ebenfalls im Entwurf eines Zwölf- 
ten Gesetzes zur Änderung des Lastenausgleichs- 
gesetzes zu berücksichtigen. Außerdem hat der 
Ausschuß auch noch dringende geringfügige Ände- 
rungen des Feststellungsgesetzes und des Altsparer- 
gesetzes in den Entwurf aufgenommen. 

Der Ausschuß hat seine Beschlüsse einstimmig 
gefaßt. Von zahlreichen Ausschußmitgliedern wurde 
aber bedauert, daß einige weitere Änderungen und 
Verbesserungen des Leistungsrechts nicht ebenso 
wie die Änderungen der §§ 267 und 269 LAG schon 
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im vorliegenden Entwurf berücksichtigt werden 
konnten. Sie konnten nicht berücksichtigt werden, 
weil sie noch eingehender Beratungen bedurft hät- 
ten, der Ausschuß sich aber nicht entschließen 
konnte, das Inkrafttreten der vorliegenden Ände- 
rungsvorschläge zu verzögern. 


11. Im einzelnen 

A r t i k e 1 I 

§ 1 (Änderungen des Lastenausgleichsgesetzes) 

Zu Nr. 1 

Die Vergünstigungen auf dem Gebiet der Hypo- 
thekengewinnabgabe, durch die der Wiederaufbau 
und die Wiederherstellung der von Kriegsschäden 
betroffenen Gebäude auf belastetem Grundbesitz 
erleichtert werden soll, setzen voraus, daß die 
Wiederherstellungsmaßnahmen binnen bestimmter 
Fristen vorgenommen werden. Als Frist war ur- 
sprünglich der 31. März 1956 gesetzt. Sie wurde 
durch das Sechste Gesetz zur Änderung. des Lasten- 
ausgleichsgesetzes bis zum 31. Dezember 1960 ver- 
längert. Nach den tatsächlichen Verhältnissen ergab 
sich die Notwendigkeit, die Frist nochmals zu ver- 
längern. Die Verlängerung muß sich aber, wenn ein 
Anreiz zur Beschleunigung der Wiederherstellungs- 
maßnahmen erhalten bleiben soll, in zeitlich engen 
Grenzen halten. Unter diesen Umständen erscheint 
eine Veirlängerung um zwei Jahre, bis zum 31. De- 
zember 1962, angemessen. (Die Frist in § 116 Abs. 3 
Satz 2 LAG wird an dieser Stelle nicht erwähnt, weil 
der Entwurf eine Neufassung dieser Vorschrift unter 
Nr. 4 vorsieht.) 

Zu Nr. 2 

§ 116 Abs. 1 Nr. 2 LAG gestattete bisher ein 
Befriedigungsvorrecht vor der öffentlichen Last der 
Hypothekengewinnabgabe nur für Grundpfand- 
rechte zur Sicherung von Wiederaufbau- und Repa- 
raturkrediten f deren Aufnahme soll dadurch erleich- 
tert werden. Modernisierungskredite sollen nunmehr 
in der gleichen Weise begünstigt werden. Die Be- 
günstigung durch das Befriedigungsvorrecht hat 
außerdem nach § 130 Abs. 1 und 3 LAG zur Folge, 
daß bei der Prüfung eines Antrages auf Erlaß 
der Abgabeleistungen wegen der Ertragslage des 
Grundstücks die Zinsen des begünstigten Rechts be- 
rücksichtigt werden. 

Zu Nr. 3 

Das Vorrecht nach § 116 LAG verliert seinen Sinn, 
wenn der begünstigte Kredit zurückgezahlt worden 
ist und das Sicherungsrecht dem Eigentümer zur 
Wiederverwendung für nicht begünstigte Zwecke 
zur Verfügung steht. Wie es bereits in § 152 Abs. 1 
Satz 2 LAG für bestimmte Vorrechtstatbestände in 
Berlin (West) angeordnet ist, soll deshalb auch das 
Befriedigungsvorrecht nach § 116 LAG untergehen, 
wenn der begünstigte Kredit getilgt ist. Davon sollen 
jedoch Fälle ausgenommen bleiben, in denen das 
Vorrecht nach § 116 LAG bereits in der Vergangen- 


heit bewilligt und sein Erlöschen für den Fall der 
Schuldtilgimg nicht ausdrücklich bestimmt worden 
ist. 

Zu Nr. 4 

§ 116 Abs. 3 LAG gewährt das Vorrecht für Wie- 
deraufbau- und Reparaturkredite unter bestimmten 
Voraussetzungen ohne die Beschränkungen des Ab- 
satzes 2, insbesondere also ohne Rücksicht auf die 
fernere Sicherheit der öffentlichen Last. Dieses un- 
beschränkbare Vorrecht soll unter den entsprechen- 
den Voraussetzungen auch für Modernisierungs- 
kredite gelten und außerdem sowohl für Re- 
paraturkredite als auch für Modernisierungs- 
kredite in bestimmter Weise erweitert werden. Zu- 
nächst soll die allgemein vorgesehene Fristverlän- 
gerung bis zum 31. Dezember 1962 (vgl. zu Nr. 1) 
auch für die durch das unbeschränkbare Vorrecht 
begünstigten Wiederaufbaumaßnahmen gelten. Fer- 
ner sollen Reparatur- und Modernisierungskredite 
das unbeschränkbare Vorrecht schon dann erhalten, 
wenn der öffentlichen Last der Hypothekengewinn- 
abgabe nur Altrechte im Sinne des § 113 Abs. 1 
Satz 1 LAG Vorgehen und es sich nicht um Fälle 
handelt, in denen ein Erlaß von Abgabeleistungen 
wegen ungünstiger Ertragslage durch § 129 Abs. 5 
oder 6 LAG ausgeschlossen wird. Danach ist künftig 
die Sicherheit der öffentlichen Last aus Anlaß einer 
Vorrechtsbewilligung für Reparatur- und Moderni- 
sierungskredite nur noch zu prüfen, wenn ihr ent- 
weder nichtbegünstigte DM-Rechte folgen, die nach 
§ 116 Abs. 4 LAG an dem Vorrecht teilnehmen wür- 
den, oder wenn das Gesetz einen Verzicht auf Ab- 
gabeansprüche auch bei ungünstiger Ertragslage des 
Grundstücks nicht zulassen würde. 

Zu Nr. 5, Nr. 9 (Satz 2 der Neufassung von § 131 
Abs. 1 LAG) und Nr. 11 

Das Fehlen einer Ausschlußfrist für Anträge auf 
Erlaß von Abgabeleistungen nach den §§ 129, 131, 
132 LAG hat sich als ein wesentliches Hemmnis bei 
der Abwicklung der Erlaßverfahren erwiesen. Die 
Möglichkeit, Erlaßanträge für manchmal schon weit 
zurückliegende Zeiträume beliebig nachzuholen, be- 
hindert nicht nur den planmäßigen Ablauf der Ver- 
waltungsarbeit; sie gefährdet gleichermaßen die 
Rechtssicherheit auch zu Lasten der Abgabepflich- 
tigen. Das gesetzliche Erfordernis einer ins einzelne 
gehenden Ertragsberechnung bringt für länger zu- 
rückliegende Erlaßzeiträume vielfach Beweisschwie- 
rigkeiten mit sich; darin liegt eine ständige Gefahr 
ungleichmäßiger und im einzelnen Falle unbilliger 
Erlaßentscheidungen. 

Für die Erlaßzeiträume- seit dem 1. Januar 1956 
soll eine Ausschlußfrist durch Rechtsverordnung be- 
stimmt werden. Die Regelung für die zurückliegen- 
den und die nächstfolgenden Erlaßzeiträume muß 
dem gegenwärtigen Abwicklungsstand der Abgabe 
Rechnung tragen; insbesondere muß ein Aufschub 
in den Fällen vorgesehen werden, in denen das 
Verfahren wegen der Wiederaufbauvergünstigung 
noch nicht abgeschlossen ist. Bei dieser Sachlage 
empfiehlt es sich nicht, das Gesetz mit der zur Zeit 
notwendig umständlichen Fristenregelung selbst zu 
belasten. 
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Für die Eriaßzeiträume vor dem 1. Januar 1956 
soll die durch Rechtsverordnung für den Erlaßzeit- 
raum 1956 bis 1958 bestimmte Ausschlußfrist un- 
mittelbar kraft Gesetzes gelten; der Weg zu einer 
etwaigen Anpassung der Ausschlußfrist an ein spä- 
teres Abwicklungsstadium der Abgabe braucht für 
die Vergangenheit nicht offengehalten zu werden. 
Da der Vorschlag die abschließende Bereinigung der 
insgesamt noch rückständigen Erlaßverfahren be- 
zweckt, soll die Ausschlußfrist auch für Anträge 
nach dem Hypothekensicherungsgesetz und seinen 
Durchführungsbestimmungen gelten. In den meisten 
Fällen dürften die Erlaßansprüche aus dieser Zeit 
zwar verwirkt sein. Ausnahmen sind aber denkbar. 
Diese Fälle sollen von der Fristenregelung mit- 
erfaßt werden. 

Bei Fristversäumnis gelten die Grundsätze der 
Reichsabgabenordnung über eine Nachsichtgewäh- 
rung. Der Ausschuß hielt es für zweckmäßig, dies 
ausdrücklich mit dem Zusatz festzustellen, daß der 
Erlaßantrag als Antrag auf Gewährung einer Steuer- 
vergütung im Sinne des § 86 der Reichsabgaben- 
ordnung gilt. 

Zu Nr. 6 

Die Vorschrift vereinfacht zugunsten der Abgabe- 
pflichtigen den nach § 129 Abs. 4 LAG beim Erlaß 
von Abgabeleistungen wegen ungünstiger Ertrags- 
lage des Grundstücks vorgeschriebenen Weg zur 
Ermittlung der anrechnungsfähigen Eigenkapital- 
zinsen. 

Zu Nr. 7 

Die bisherigen Vorschriften des § 129 Abs. 7 LAG 
über die Reihenfolge beim Erlaß der einzelnen Ab- 
gabeleistungen haben sich wegen der seit 1953 zur 
Regel gewordenen Ausdehnung des allgemeinen 
Erlaßzeitraums auf drei Jahre als unzulänglich er- 
wiesen. Sachlich gerechtfertigt ist der den Grund- 
sätzen des bürgerlichen Rechts entsprechende Erlaß 
der Zinsanteile vor den Tilgungsanteilen. Diese 
Reihenfolge soll daher aufrechterhalten bleiben. Im 
übrigen sollen jedoch die jeweils älteren Rück- 
stände vor den jüngeren erlassen werden; der Rang 
der RM-Verbindlichkeit soll die Reihenfolge des 
Erlasses nur noch für gleichzeitig fällig gewordene 
Rückstände bestimmen. Damit wird die Gefahr ver- 
ringert, daß die von der Erlaßmaßnahme nicht be- 
troffenen Zins- oder Tilgungsrückstände dennoch 
durch Verjährung oder Rangverlust in der Liegen- 
schaftsvollstreckung ausfallen. 

Zu Nr. 8 

Da Fremdmittel zur Modernisierung des Haus- 
besitzes künftig das Vorrecht des § 116 LAG erhal- 
ten, werden die Zinsen dafür nach § 130 LAG im 
Erlaßverfahren abgesetzt. Wenn nun ein Grund- 
stückseigentümer mit Eigenmitteln eine — im öf- 
fentlichen Interesse liegende — Modernisierung 
finanziert, soll ihm ebenfalls ein Vorteil geboten 
werden, und zwar die Abzugsfähigkeit der eigenen 
Aufwendungen mit 20 v. H. Ein derartiger Vorteil 
erscheint auch unter dem Gesichtspunkt des Lasten- 
ausgleichs vertretbar, weil sonst Fremdmittel ein- 


gesetzt würden, die im Erlaßverfahren durch Zins- 
abzug zu berücksichtigen wären. Da der Zinsabzug 
in Fällen der Fremdfinanzierung nicht zur Erzielung 
eines höheren Leistungserlasses von einem Erlaß- 
zeitraum zum anderen verschoben werden darf, war 
auch eine Verteilung eigenfinanzierter Aufwendun- 
gen zu demselben Zweck auszuschließen; ihr beugt 
der zweite Halbsatz von § 130a vor. 

Zu Nr. 9 

Die Neufassung des § 131 Abs. 1 LAG verfolgt 
lediglich den Zweck, die Vorschriften über die Aus- 
schlußfristen auf die Erlaßanträge nach § 131 LAG 
zu erstrecken. 

Zu Nr. 10 

Die Vorschrift beseitigt in § 131 Abs. 2 LAG zwei 
Unstimmigkeiten, die mit dem Schutzgedanken des 
§ 131 nicht vereinbar sind. § 131 setzt voraus, daß 
das Grundstück des Abgabeschuldners einen Ertrag 
abwirft, der die im Erlaßzeitraum fälligen Abgabe- 
leistungen ganz oder wenigstens zum Teil deckt 
(andernfalls Voll- oder Teilerlaß schon nach § 129 
LAG). Auf die Inanspruchnahme dieser UbersChuß- 
beträge für die Abgabeleistungen darf nach § 131 
LAG nur insoweit verzichtet werden, als der Ab- 
gabepflichtige nachweist, daß er unter Ausschöp- 
fung sämtlicher Einkünfte und geldwerter Vorteile 
während des Erlaßzeitraums die für eine beschei- 
dene Lebensführung unerläßlichen Mittel ohne Zu- 
hilfenahme des Grundstücksüberschusses nicht auf- 
bringen könnte (§ 131 Abs. 1 LAG). Dieser Maßstab 
fordert eine Beschränkung auf den Grundsatz der 
Geldrechnung. 

Die Vorlage sieht deshalb eine berichtigende Er- 
gänzung des § 131 Abs. 2 LAG in doppelter Hin- 
sicht vor. 

a) Der Abzug der Eigenkapitalzinsen soll bei einer 
Ertragsberechnung im Rahmen des § 131 LAG 
unterbleiben. Mit den Eigenkapitalzinsen war 
bisher dem Verfahren nach § 131 ein Rechnungs- 
posten eingefügt, der die verfügbaren Beträge 
jeweils unabhängig vom Lebensbedarf des Ab- 
gabepflichtigen und obendrein in unterschied- 
lichem Maße veränderte. 

b) An die Stelle der Abschreibung soll beim Lei- 
stungserlaß nach § 131 LAG der Abzug der Til- 
gungsleistungen für sämtliche Rechte treten, 
deren Zinsen im Ertragslageverfahren abzugs- 
fähig sind. Die Abschreibung läßt sich als Wert- 
minderungspauischale einer reinen Geldrechnung 
nicht ohne weiteres einfügen. Statt ihrer muß 
jedoch in einer solchen Geldrechnung die in den 
Erlaßzeitraum fallende Tilgungsquote in gleichem 
Maße wie die Zinslast berücksichtigt werden, da 
e-s sich insoweit um tatsächliche Aufwendungen 
handelt. 

Zu Nr. 11 

Die Vorschrift erstreckt die Bestimmungen über 
Ausschlußfristen nach § 129 Abs. 1 in dessen Neu- 
fassung auf die Erlaßanträge nach § 132 LAG. 
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Zu Nr. 12 

Die Möglichkeit, einen ungerechtfertigten Ver- 
waltungsaufwand für Abgabeschulden, die eine be- 
stimmte Bagatellgrenze nicht übersteigen, durch 
kurzfristige Fälligstellung des Abgabebetrages zu 
ersparen, bestimmt sich auf dem Gebiet der Hypo- 
thekengewinnabgabe bisher allein nach der für sämt- 
liche Lastenausgleichsabgaben geltenden Vorschrift 
des § 200 LAG. Durch § 200 LAG werden aber nicht 
diejenigen Fälle gedeckt, in denen erst die fort- 
schreitende Tilgung der Abgabeschulden zu Rest- 
beträgen geführt hat, die wegen ihrer Geringfügig- 
keit den mit ihrer planmäßigen Bedienung verbun- 
denen Verwaltungsaufwand nicht mehr lohnen. 

Der Entwurf paßt das Recht- der Hypothekenge- 
winnabgabe in diesem Punkt dem Rechtszustand an, 
der für die Vermögensabgabe bereits durch das 8. 
ÄndG LAG vom 26. Juli 1957 {BGBL I S. 809) ge- 
schaffen worden ist. Danach soll die Bundesregierung 
mit Zustimmung des Bundesrates ermächtigt sein, 
Bestimmungen über den Eintritt der Fälligkeit klei- 
ner Abgabeschulden durch Rechtsverordnung zu 
treffen, soweit § 200 LAG nicht anwendbar ist. 

Zu Nr. 13 

Nach § 141 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe b LAG kann 
durch- Rechtsverordnung ein aligemeines Befriedi- 
gungsvorrecht für alle Fälle bestimmt werden, die 
im Rahmen eines bestimmten Kreditprogramms der 
öffentlichen Hand liegen. Dadurch sollte die geson- 
derte Bewilligung von Vorrechten nach § 116 LAG 
für derartige Fälle erspart werden. Kredite, die auch ^ 
der Modernisierung dienten, konnten das Vorrecht 
nach dieser Bestimmung nur erlangen, wenn der ■ 
Kredit „hauptsächlich" anderen Zwecken (der Durch- i 
führung notwendiger außerordentlicher Reparaturen ; 
an Gebäuden) diente. Die Gleichstellung der Moder- ' 
nisierungskredite mit den Reparaturkrediten durch 
den vorliegenden Entwurf macht diese Einschrän- 
kung überflüssig. ; 

Zu Nr. 14 

a) Die Erhöhung des Einkommenshöchstbetrages für | 
Geschädigte, deren Existenz im Zeitpunkt des 
Schadenseintritts überwiegend auf der Ausübung ; 
einer selbständigen Erwerbstätigkeiit beruhte und 
denen ein Anspruch auf Hauptentschädigung mit 
einem Endgrundbetrag von mindestens 3600 DM 
zuerkannt worden ist (§ 273 Abs. 5 Nr. 1 und 2), 
steht im Zusammenhang mit der Gewährung eines 
Zuschlags zur Unterhaltshilfe in § 269. 

Anlaß für die Einführung eines Zuschlags zur 
Unterhaltshilfe war, das Problem der Alters- 
sicherung für vertriebene Landwirte, die nicht 
wieder angesiedelt werden konnten, einer Lö- 
sung ziizuführen. Da eine Einbeziehung in das 
Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte aus 
systematischen und auch finanziellen Gründen 
nicht möglich war, schlägt der Ausschuß für die- 
sen Personenkreis einen Zuschlag zur Unterhalts- 
hilfe vor. Der Zuschlag soll jedoch nicht nur auf 
Irühere Landwirte beschränkt bleiben, sondern 
auch andere ehemals selbständig Erwerbstätige 
umfassen. 
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b) und c) Durch die Erhöhung der Freibeträge bei 
Bezug von Renten aus den gesetzlichen Renten- 
versicherungen soll vermieden werden, daß die 
durch das Zweite Rentenanpassungsgesetz einge- 
tretene Rentenerhöhung um 5,9 v. H. auf die 
Unterhaltshilfe angerechnet wird. Die Erhöhung 
des Freibelrags soll der durchschnittlichen Ren- 
tenerhöhung für den hier interessierenden Per- 
sonenkreis in etwa entsprechen. Der Ausschuß 
hält daher bei Bezug von Versichertenrenten eine 
Erhöhung des Freibetrags auf 27 DM für ange- 
messen. Bei Hinterbliebenenrenten und Waisen- 
renten erschien eine dem Antrag der Fraktion 
der CDU/ CSU — Drucksache 1814 — entspre- 
chende Erhöhung ausreichend. Die Regelung für 
„sonstige Versorgungsbezüge" wurde der Re- 
gelung für Sozialversicherungsrenten angeglichen. 

Mit der Erhöhung der Freibeträge hängt die 
Streichung des Absatzes 3 zusammen, welcher 
der Biundesregierung die Ermächtigung gab, im 
Verordnungswege die Freibeträge einer etwaigen 
Rentenerhöhung entsprechend anzupassen. Es 
erscheint zweckmäßiger, die Anpassung an die 
Renten gesetzgebung wegen des engen Zusam- 
menhangs mit anderen Gesetzen dem Gesetzge- 
ber vorzubehalten. 

Zu Nr. 15 

Die Vorschrift sieht einen Zuschlag zur Unter- 
haltshilfe für früher selbständig Erwerbstätige mit 
Anspruch auf Hauptentschädigung in bestimmter 
Höhe vor. Der Zuschlag soll vermeiden, daß dieser 
Personenkreis schlechter gestellt ist als Personen, 
die Renten aus den gesetzlichen Rentenversicherun- 
gen beziehen (vgl. die Ausführungen zu Nr. 14). 
Der Personenkreis soll durch den Zuschlag aber 
auch nicht besser gestellt werden. Deshalb soll der 
Zuschlag nicht gezahlt werden, wenn dem Berech- 
tigten oder der Familiengemeinschaft ohnehin schon 
Freibeträge von mindestens 27 DM (§ 267 Abs. 2 
Nr. 6 LAG) gewährt werden. Wenn diese Frei- 
beträge unter 27 DM liegen, wird nur der Unter- 
schiedsbetrag als Zuschlag gewährt. 

§ 2 (Änderungen des Feststellungsgesetzes) 

Zu Nr. 1 

Nach § 20 des Feststellungsgesetzes sind Schäden 
an Vermögenswerten in fremder Währung in Reichs- 
mark festzustellen. Hierfür sieht das Gesetz eine 
Umrechnung in Reichsmark unter Zugrundelegung 
bestimmter Umsatzsteuerumrechnungssätze oder 
auf Grund in Rechtsverordnungen bestimmter 
Umrechnungssätze vor. Das geltende Gesetz 
bestimmt weiter, daß für Währungen, deren 
Kaufkraft im Verhältnis zur Reichsmark erheb- 
lich größer war, als dies nach den maßgeben- 
den Umrechnungssätzen zum Ausdruck kommt, Zu- 
schläge festgelegt werden können; eine entspre- 
chende Rechtsverordnung ist bereits erlassen. Es hat 
sich jedoch die Notwendigkeit einer klarstellenden 
Ergänzung des § 20 FG ergeben, da nicht für alle 
Währungen Umrechnungssätze bekanntgegeben, 
verschiedene Währungen nach 1945 umgewertet 
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oder umgestellt worden sind und bei einigen Wäh- 
rungen ein so erheblicher Verfall eingetreten ist, 
daß dieser bei der Schadensberechnung nicht außer 
Betracht bleiben kann. Deshalb ist es zweckmäßig | 
und auch dringlich, die in § 20 FG bereits enthaltene j 
Ermächtigung zum Erlaß einer Rechtsverordnung für 1 
die Bundesregierung in dem bezeichneten Sinn zu j 
erweitern. - 


Zu Nr. 2 

§ 43 Abs. 1 Nr. 1 des Feststellungsgesetzes enthält | 
die Ermächtigung der Bundesregierung, mit Zustim- 
mung des Bundesrates Rechtsverordnungen zu den 
dort aufgeführten Vorschriften zu erlassen. Der 
Gegenstand der Rechtsverordnungen ergibt sich 
aus den einzelnen Vorschriften. Im Rahmen des 
Elften Gesetzes zur Änderung des Lastenausgleichs- 
gesetzes sind solche Ermächtigungen in § 6 Abs. 4 
und in § 15 des Feststellungsgesetzes neu eingefügt 
worden. Dabei war durch ein Redaktionsversehen | 
die Ergänzung auch des § 43 FG unterblieben. 


§ 3 (Änderungen des Altsparergesetzes) 

Die Vorschrift beschränkt sich auf eine klarstel- 
lende Ergänzung einer bereits geltenden Vorschrift 
des Altsparergesetzes. Bei der Beschlußfassung über 
das Zweite Gesetz zur Änderung des Altsparerge- 
setzes vom 4. Februar 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 29) 
ist eine dem § 9 Abs, 2 Satz 2 entsprechende Fas- 
sung des § 10a ASpG unterblieben, weil eine ent- 
sprechende Anwendung des § 9 Abs. 2 Satz 2 auf 
die Fälle des § 10a Abs. 1 im Wege der Auslegung 
möglich erschien. Insoweit haben sich jedoch Be- 
denken ergeben, welche durch die Ergänzung des 
§ 10a ASpG ausgeräumt werden. Angesprochen sind 
die Fälle, in denen Einlösungsbeträge aus ablösba- 
ren Kapitalansprüchen im Sinne des § 2b Abs. 1 
Nr. 1 AspG am Kriegsende den Gläubigern bei den 
Depotinstituten infolge der damaligen Verhältnisse 
nicht gutgeschrieben werden konnten. Die Berech- 
tigten sollen, wie auch in entsprechenden Fällen bei 
anderen Wertpapiersparanlagen, Altsparerentschä- 
digung aus dem ablösbaren Kapitalanspruch erhal- 
ten. 


Bonn, den 13. Mai 1960 


Heide 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksachen 1209, 1814 — 
in der nachstehenden Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 13. Mai 1960 


Der Ausschuß für den Lastenausgleich 


Dr. Preiß 

Stellv. Vorsitzender 


Heide 

Berichterstatter 
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Beschlüsse des 15. Ausschusses 


Entwurf eines Zwölften Gesetzes 
zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 
(12. ÄndG LAG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel I 

Änderung von Gesetzen 

§ 1 

Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

Das Lastenausgleichsgesetz vom 14. August 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 446) in der Fassung der dazu 
ergangenen Änderungsgesetze wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. In § 104 Abs. 1 Satz 1, § 129 Abs. 5 Satz 2, § 152 
Abs. 1, § 156 Abs. 4 und § 157 Abs. 1 werden 
die Worte „bis zum 31. Dezember I960'' durch 
die Worte „bis zum 31. Dezember 1962" ersetzt. 

2. In § 116 Abs. 1 werden in Nummer 2 hinter 
dem Wort „Gebäuden" die Worte „oder bei 
Wohnungen zur Erzielung der Mindestausstat- 
tung im Sinne von § 40 Abs. 1 des Zweiten 
Wohnungsbaugesetzes" angefügt. 

3. In § 116 Abs. 1 wird der folgende Satz 3 an- 
gefügt: 

„Das Vorrecht erlischt in dem Umfang, in dem 
die Verpflichtung aus dem Kredit untergeht; für 
ein Vorrecht, das bereits vor Inkrafttreten des 
Zwölften Gesetzes zur Änderung dieses Geset- j 
zes bewilligt worden ist, gilt dies jedoch nur, 
wenn das Erlöschen bei der Bewilligung zur Be- 
dingung gemacht war." 

4. § 116 Abs. 3 erhält folgenden Wortlaut: 

„(3) Das Vorrecht ist ohne die Beschränkun- 
gen des Absatzes 2 zu bewilligen 

1. in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1, 
wenn die Gebäude oder Gebäudeteile 
in der Zeit vom 21. Juni 1948 bis zum 
31. Dezember 1962 errichtet werden 
und mehr als 75 vom Hundert der 
neugewonnenen Nutzfläche auf öf- 
fentlich geförderte Wohnungen oder 
auf steuerbegünstigte Wohnungen 
im Sinne des jeweils anzuwendenden 
Wohnungsbaugesetzes entfallen; 

2. in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2, ! 
wenn dem Grundpfandrecht nur 
Rechte im Range Vorgehen, die zu 
den in § 113 Abs. 1 Satz 1 genannten 
Rechten gehören, und der Erlaß we- 


gen ungünstiger Ertragslage nicht 
durch § 129 Abs. 5 oder 6 ausge- 
schlossen ist." 

5. In § 129 Abs. 1 werden die folgenden Sätze an- 
gefügt: 

„Der Antrag ist innerhalb einer Ausschlußfrist 
zu stellen; diese wird für die Erlaßzeiträume, die 
nach dem 31. Dezember 1955 beginnen, durch 
Rechtsverordnung bestimmt. Die Ausschlußfrist 
für den allgemeinen Erlaßzeitraum 1956 bis 1958 
gilt auch für Anträge, die sich auf frühere Erlaß- 
zeiträume beziehen, und für Anträge wegen un- 
günstiger Ertragslage des Grundstücks nach dem 
Hypothekensicherungsgesetz und seinen Durch- 
führungsverordnungen, wenn ein Erlaß bei Be- 
ginn der Ausschlußfrist noch gewährt werden 
konnte. Der Antrag gilt als Antrag auf Gewäh- 
rung einer Steuervergütung im Sinne des § 86 
der Reichsabgabenordnung." 

6. In § 129 Abs. 4 werden die Worte „der kleinste 
der drei folgenden Beträge" durch die Worte 
„der kleinere der beiden folgenden Beträge" 
ersetzt. Am Ende der Nummer 2 wird ein Punkt 
gesetzt. Die Nummer 3 wird gestrichen. 

7. In § 129 Abs. 7 werden die beiden ersten Sätze 
durch die folgenden drei Sätze ersetzt: 

„Die Zinsen aller Abgabeschulden werden vor 
den Tilgungsleistungen aller Abgabeschulden er- 
lassen. Sind die Zinsen nicht in vollem Umfang 
zu erlassen, so werden zuerst die jeweils früher 
fälligen Beträge und bei gleichen Fälligkeits- 
terminen zuerst die Beträge für die Abgabe- 
schuld aus der jeweils an letzter Stelle gesicher- 
ten Reichsmarkverbindlichkeit erlassen. Satz 2 
gilt entsprechend für die Tilgungsleistungen." 

Der bisherige Satz 3 wird Satz 4. 

8. Nach § 130 wird folgender § 130a eingefügt: 

»§ 130a 

Weitergehender Erlaß bei der Verwendung 
eigener Mittel für die Mindestausstattung 
von Wohnungen 

Aufwendungen aus eigenen Mitteln, die bei 
Wohnungen zur Erzielung der Mindestausstat- 
tung im Sinne von § 40 Abs. 1 des Zweiten 
Wohnungsbaugesetzes dienen, sind im Rahmen 
der Ertragsberechnung nach § 129 in Höhe von 
20 vom Hundert abzugsfähig; sie dürfen jedoch 
nur bei einer Erlaßentscheidung berücksichtigt 
werden." 
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9. In § 131 erhält Absatz 1 folgenden Wortlaut: 

„(1) Fällige Leistungen können insoweit ge- 
stundet oder erlassen werden, daß dem aus der 
öffentlichen Last (§ 111) verpflichteten Eigen- 
tümer des Grundstücks oder in den Fällen des 
§ 118 dem Abgabeschuldner der für eine be- 
scheidene Lebensführung unerläßliche Betrag 
verbleibt; das Nähere hierüber bestimmt der 
Bundesminister der Finanzen. Die Vorschriften 
über die Ausschlußfristen nach § 129 Abs. 1 
Sätze 2 bis 4 gelten für Anträge auf Billigkeits- 
maßnahmen wegen wirtschaftlicher Bedrängnis 
oder wegen offenbarer Härte im Sinne des Hy- 
pothekensicherungsgesetzes und seiner Durch- 
führungsverordnungen entsprechend. " 

10. In § 131 Abs. 2 werden die folgenden. Sätze an- 
gefügt: 

„Eigenkapitalzinsen sind nicht abzuziehen. An- 
stelle einer Abschreibung sind die Tilgungs- 
leistungen für die Rechte abzuziehen, für die die 
Zinsen abgezogen werden." 

11. In § 132 Abs. 3 wird der folgende Satz ange- 
fügt: 

„Die Vorschriften über die Aiisschlußfristen 
nach § 129 Abs. 1 Sätze 2 bis 4 gelten für An- 
träge auf einen Erlaß nach Absatz 1 entspre- 
chend. " 

12. In § 141 Abs. 1 wird am Ende der Nummer 3 ein 
Semikolon gesetzt. Die folgende Nummer 4 
wird angefügt: 

„4. über den Eintritt der Fälligkeit kleiner Ab- 
gabeschulden und aus diesem Anlaß zu ge- 
währende besondere Vergünstigungen, so- 
weit § 200 nicht anzuwenden ist." 

13. In § 141 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe b wird das 
Wort „hauptsächlich" gestrichen. 

14. § 267 wird wie folgt geändert: 

a) An Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Der Einkommenshöchstbetrag erhöht sich 
weiterhin um den Zuschlag im Sinne des 
§ 269 Abs. 3." 

b) In Absatz 2 erhält Nummer 6 folgenden 
Wortlaut: 

„6. Renten aus der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung sind mit den um folgende 
Freibeträge gekürzten Beträgen als Ein- 
künfte anzusetzen: 

bei Bezug von Ver- 
sichertenrenten 27 DM monatlich, 

bei Bezug von Hin- 
terbliebenenrenten, 
die nicht Waisenren- 
ten sind 20 DM monatlich, 

bei Bezug von Wai- 
senrenten 10 DM monatlich. 

Bei vergleichbaren sonstigen Versor- 
bezügen werden entsprechende Frei- 


be träge gewährt, sofern nicht bereits 
Nummer 2 Buchstaben a, b, d und e 
oder Nummer 4 eine Regelung enthält." 

c) In Absatz 3 wird Satz 2 gestrichen. 

15. Dem § 269 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Die Unterhaltshilfe erhöht sich ferner 
um einen Betrag von 27 Deutsche Mark monat- 
lich, sofern die Voraussetzungen des § 273 
Abs. 5 Nr. 1 und 2 vorliegen und soweit dem 
Berechtigten und seinen zuschlagsberechtigten 
Angehörigen nicht ein Freibetrag nach § 267 
Abs. 2 Nr. 6 gewährt wird." 

§ 2 

Änderung des Feststellungsgesetzes 

Das Feststellungsgesetz in der Fassung vom 
14. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 534) und der 
dazu ergangenen Änderungsgesetze wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 20 erhält Absatz 2 folgenden Wortlaut: 

„(2) Durch Rechtsverordnung können fest- 
gelegt werden: 

1. für Währungen, für die Umrechnungs- 
sätze nach Absatz 1 nicht bekanntge- 
geben worden sind, nach anderen amt- 
lichen Unterlagen sich ergebende Um- 
rechnungssätze, 

2. für Währungen, deren Kaufkraft in 
ihrem Verhältnis zur Kaufkraft der 
Reichsmark erheblich größer war, als 
dies in den nach Absatz 1 maßgeben- 
den Umrechnungssätzen zum Ausdruck 
kommt, Zuschläge zu diesen Umrech- 
nungssätzen, 

3. für Währungen, deren Kaufkraft in- 
folge Währungsverfalls in ihrem Ver- 
hältnis zur Kaufkraft der Reichsmark 
erheblich geringer war, als dies in den 
nach Absatz 1 maßgebenden Umrech- 
niingssätzen zum Ausdruck kommt, 
Abschläge zu diesen Umrechnungs- 
sätzen. 

Dies gilt entsprechend im Falle der Neuordnung 
einer Währung nach dem 15. März 1945." 

2. § 43 Abs. 1 Nr. 1 erhält folgenden Wortlaut: 

„1. die in § 6 Abs. 3 und 4, § 11a, § 15 Abs. 2, 
§ 16 Abs. 8, § 20 Abs. 2, § 24 Abs. 1 und 
§ 28 Abs. 2 vorgesehenen Rechtsverord- 
nungen zu erlassen;" 

§3 

Änderung des Altsparergesetzes 

In § 10a Abs. 1 Satz 1 des Altsparergesetzes in 
der Fassung vom 1. April 1959 (Bundesgesetzbl. I 
S. 169) werden an Stelle der Worte „§ 9 Abs. 1, 
Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 3" die Worte gesetzt „§ 9 
Abs. 1, Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und Satz 2 sowie Abs. 3". 


7 



Drucksache 1847 


> Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Artikel TT 

Zeitliche Anwendung 

Es sind anzuwenden: 

die Vorschriften des § 1 Nr. 2, 4 , 6, 8, 10 und 13 
mit Wirkung vom 1. Januar 1959 ab, 

die Vorschriften des § 1 Nr. 14 und 15 
mit Wirkung vom 1. Juni 1960 ab, 

die Vorschriften des § 2 

mit Wirkung vom Inkrafttreten des Lasten- 
ausgleichsgesetzes (§ 375) ab, 

die Vorschriften des § 3 

mit Wirkung vom 1. April 1959 ab. 


Artikel III 

Anwendung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgeset- 
zes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel IV 

Nichtanwendung im Saarland 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 


Artikel V 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


8 



